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FAMILIENBETRIEBE, FREIE BERUFE, KLEIN- UND MITTELBETRIEBE

Der Beratungsbedarf bei der Vorbereitung und
Umsetzung von entgeltlichen oder unentgeltlichen
Unternehmensnachfolgen ist nach wie vor hoch.
Der beauftragte Wirtschaftstreuhander wird seiner
Beratungsaufgabe nur dann ausreichend gerecht
werden konnen, wenn es ihm gelingt, alle wesent-
lichen Aspekte fiir eine gelungene Unterneh-
mensnachfolge-Beratung im konkret vorliegen-
den Fall rasch zu tberblicken, einen angemesse-
nen ,Fahrplan® zu entwickeln und gezielt klienten-
orientierte Losungen zu erarbeiten.

Dies beginnt bei der Analyse der wesentlichen ak-
tuellen und kinftigen unternehmensinternen und

externen betriebswirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen des zu Ubergebenden bzw. zum Ver-
kauf/Kauf stehenden Unternehmens und der Auf-
stellung bzw. Plausibilisierung eines ,,Busi-
ness Plan“. Dabei sind ausgehend von der Ein-
schatzung des Kundenmarktes, der Mitbewerber,
der Lieferanten, der Mitarbeiter und des Produkt-,
Handels- bzw. Dienstleistungsangebotes unter
Ber(cksichtigung eines ausgewogenen Chan-
cen/Risiken-Profils eine zentrale Verdichtung im
rechnerischen Teil in Form einer Planerfolgs-
rechnung, Planbilanz und eines Finanzplans
fUr einen Uberschaubaren kinftigen Zeitraum
sinnvoll, der dem Umfang und der Art des Unter-
nehmens gerecht wird. Eine Parametervariation
unter der Annahme unterschiedlich wahrscheinli-
cher Szenarien gibt dabei einen wertvollen Ein-
blick Uber realistisch zu erreichende wirtschaftli-
che Bandbreiten (Szenariotechnik).
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Die Ausarbeitung einer darauf aufbauenden
Unternehmensbewertung aus betriebswirt-
schaftlicher Sicht unter Beachtung der
Grundsatze des Fachgutachtens KFS/BW1
(beschlossen am 27.2.2006) wird nicht nur bei
Nachfolgeregelung (Kauf/Verkauf)auBerhalb der
Familie, sondern auch im Familienkreis, beispiels-
weise bei zu berticksichtigenden Anspriichen von
das Unternehmen nicht bernehmenden Ge-
schwistern und der Ublicherweise damit haufig
verbundenen Erb- und Pflichtteilsverzichte, fur
den verantwortungsbewussten Berater meist un-
verzichtbar sein.

Bei der Ermittlung der nachhaltig kunftig erwirt-
schaft- und entnehmbaren Cashflow kann gerade
im Familienbetrieb die Trennung von privat und
betrieblich veranlassten Aufwendungen und Ertra-
gen, die Zuordnung von Betriebs- und Privatver-
mogen und etwaiger darin ruhender stiller Reser-
ven bzw. Lasten, sowie die Bertcksichtigung an-
gemessener Arbeitsvergutungen fur nicht fremd-
Ublich entlohnte Familienangehdrige bzw. den Un-
ternehmer selbst, eine Herausforderung in der
praktischen Umsetzung sein.

Daraus abgeleitete Entscheidungsgrundla-
gen fiir unter finanziellen Gesichtspunkten be-
triebswirtschaftlich gerechtfertigte Kauf- bzw.
Verkaufspreise, Ubergabemodalitéten im Fa-
milienkreis bzw. die ,,Auszahlung“ von nicht
tibernehmenden Familienangehérigen stellen
die wirtschaftliche Basis fur Uberlegungen des
Ubergebers bzw. Ubernehmers, sowie fir alle
nachfolgenden Rechts- und Gestaltungsfragen dar.

Aus zivilrechtlicher und 6ffentlich-rechtlicher Sicht
sind vor allem das Gewerberecht, das Berufs-
recht der einzelnen freien Berufe, im Bereich
der Land- und Forstwirtschaft das Anerbenge-
setz (mit dhnlichen Bestimmungen im Karntner
Erbhofegesetz und im Tiroler Hoferecht), be-
standsrechtliche Fragen zu Miete (insbeson-
dere § 12 a MRG) und Pacht, das Schenkungs-
, Erb- und Pflichtteilsrecht, das Unterneh-
mens- und Gesellschaftsrecht, das Arbeits-
recht, sowie haufig auch Fragen des Liegen-
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schaftsverkehrs zu beachten. Dabei sind Notare
bzw. Rechtsanwalte unter Beachtung der den Wirt-
schaftstreuhandern in der Rechtsberatung und der
dazu bereits ergangenen OGH-Judikatur (OGH
08.03.2006, 7 Ob 258/05z) gesetzten Grenzen bei-
zuziehen und diese vornehmlich direkt vom Klien-
ten zu beauftragen, um eine nicht zu unter-
schatzende eigene Haftung zu vermeiden.

Hinsichtlich der fortgesetzten Haftung des
Ubergebers bzw. der den Ubernehmer tref-
fenden Haftung sind besonders §§ 38, 39
UGB, § 1409 ABGB, § 14 BAO und die rele-
vanten Bestimmungen des ASVG, sowie das
AVRAG zu beachten.

Hinsichtlich der aktuellen und kiinftigen Finanzie-
rung des Unternehmens sind Fragen der Haf-
tungstibernahme und Bestellung von Sicherheiten
zu klaren, die eng mit dem Umfang und der Art
des im Zuge der Unternehmensnachfolge tat-
sachlich Ubertragenen bzw. etwaigen auch zu-
rlickbehaltenen Vermégens verbunden sind. Die
Aufstellung eines soliden Finanzplanes und
die vollstandige Erhebung aller gewahrten Sicher-
heiten, Garantien, Gbernommenen oder drohen-
den Haftungen sind dringend zu empfehlen.

Férderungen und MaBnahmen der AWS
(www.awsg.at), aber auch der Léander und an-
derer Forderstellen im Zuge von Unternehmens-
Ubergaben bzw. -tibernahmen sind in die Uberle-
gungen mit einzubeziehen. Die Begleitung der
vom Klienten zu fUhrenden Bankgesprache ge-
hort regelmaBig zu den Aufgaben des Wirtschafts-
treuhanders.

Aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht sind die
Bestimmungen des Leistungsrechts im ASVG,
FSVG, BSVG und GSVG, vor allem die Rege-
lungen des Pensionsrechts und der damit
verbundenen Ubergangsregelungen zu be-
achten und bei der Gestaltung einer etwaigen



kunftigen Mitarbeit bzw. bei Leistungen an den
Ubergeber deren méglicherweise nachteilige Ein-
fluss auf einen laufenden Pensionsbezug (wirt-
schaftliche Aufrechnung bzw. Wegfall von Pensi-
ons- und Ausgleichszulagenleistungen) zu be-
racksichtigen.

Fragen im Zusammenhang mit einer betriebli-
chen Altersvorsorge des Unternehmers und
seiner mitarbeitenden Familienangehdrigen
unter Heranziehung der dazu zur Verfligung
stehenden steuerlichen Begilinstigungen sind
haufige — jedoch nicht erst im Zuge der Unterneh-
mensnachfolge, sondern eher schon viele Jahre
zuvor — zu lésende Beratungsaufgaben.

Dieser Arbeitsbehelf hat zum Ziel, neben einem
punktuellen Uberblick iiber die Beratungsauf-
gaben des Wirtschaftstreuhanders im Zuge
von Unternehmensnachfolgen nachstehend
eine Zusammenfassung der steuerrechtlich
wesentlichen, aber weit verstreuten Rechts-
normen einschlieBlich eines Uberblicks zur
Besteuerung von Renten (zur Rentenberech-
nung gem. § 16 BewG siehe www.bmf.gv.at/-
Steuern/Berechnungsprogramme) bzw. Frucht-
genussrechten zu schaffen und damit dem
Fachmann insgesamt eine rasche Ubersicht in
der praktischen Klientenberatung zu ermdglichen.
Die bei Drucklegung in Begutachtung bzw. in
Diskussion stehenden Gesetzesinitiativen, wie
das Schenkungsmeldegesetz, das Stiftungs-
eingangssteuergesetz oder die politische
Diskussion einer beabsichtigten noch weiter
ausgedehnten Vermoégenszuwachsbesteue-
rung (tatsachlich wird der Vermégenszuwachs im
Betriebs- und Privatvermogen bei dessen Reali-
sierung durch VerauBerung bereits schon heute
weitreichend durch die Bestimmungen der §§ 21
bis 31 EStG erfasst) blieben aufgrund der noch im
Fluss befindlichen Diskussion hier ausgespart.
Hinsichtlich der steuer- und gesellschaftsrecht-
lichen Gestaltung der Unternehmensnachfolge
wird haufig eine vorausschauende Rechtsform-
planung und Umsetzung unter Anwendung der
Bestimmungen des Umgriindungssteuer-
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rechts durch Verschmelzung, Umwandlung,
Einbringung, Zusammenschluss, Realteilung
und Spaltung, oder auch im Einzelfall die Errich-
tung einer Privatstiftung zweckméaBig und erfor-
derlich sein. Hinsichtlich der Abschreibung von
Anschaffungskosten fur Firmenwerte im Zuge ei-
nes Unternehmenskaufs sind dabei auch bei
Klein- und Mittelbetrieben die Bestimmungen der
Gruppenbesteuerung fir Kapitalgesellschaften
zu bertcksichtigen.

Damit verbunden ist die praktische Umsetzung
in der Unternehmens- bzw. Steuerbilanz (Sonder-
bilanzen, Ubergangsgewinne/-verluste, etc.) und
im laufenden Rechnungswesen; soweit Dienst-
nehmer davon betroffen sind auch durch die Per-
sonalverrechnung.

Bei Unternehmenskauf bzw. -verkauf oder Unter-
nehmensubergabe ist in vielen Fallen auch bei
Klein- und Mittelbetrieben im Interesse des vertre-
tenen Klienten die verantwortungsbewusste sorg-
faltige Durchfiihrung einer Due Diligence (ver-
tiefte Einschau in die Verhaltnisse des Unterneh-
mens) dringend zu empfehlen und als ganz we-
sentliche Beratungsleistung durch den Klien-
ten zweckmaéBigerweise gesondert zu beauf-
tragen und zu honorieren.

Dabei wird sich der Wirtschaftstreuhander im
Wesentlichen auf eine Financial und Tax Due
Diligence konzentrieren. Es wird sinnvoll sein, die
Durchfiihrung einer Legal Due Diligence durch
einen damit vertrauten Rechtsanwalt beim Klien-
ten anzuregen. Die Commercial Due Diligence
wird meist vom Auftraggeber selbst, bei Klein-
und Mittelbetrieben aber durchaus unter Beizie-
hung des Wirtschaftstreuhanders, durchgefuhrt.
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WESENTLICHE STEUERLICHE RAHMENBE-
DINGUNGEN IN DER BERATUNG VON VERKAUF,
KAUF UND UBERGABE VON UNTERNEHMEN

1.1. EINKOMMENSTEUER
§ 24. VerauBerungsgewinnermittiung
(1) VerauBerungsgewinne sind Gewinne, die erzielt
werden bei
1. der VerauBerung
des ganzen Betriebes
eines Teilbetriebes
eines Anteiles eines Gesellschafters, der als
Unternehmer (Mitunternehmer) des Betriebes
anzusehen ist
2. der Aufgabe des Betriebes (Teilbetriebes).

(2) VerauBerungsgewinn im Sinne des Abs. 1 ist
der Betrag, um den der VerauBerungserlds nach
Abzug der VerauBerungskosten den Wert des Be-
triebsvermagens oder den Wert des Anteils am Be-
triebsvermagen Ubersteigt. Dieser Gewinn ist fur
den Zeitpunkt der VerauBerung oder der Aufgabe
nach § 4 Abs. 1 oder § 5 zu ermitteln. Im Falle des
Ausscheidens eines Gesellschafters, der als Unter-
nehmer (Mitunternehmer) des Betriebes anzusehen
ist, ist als VerauBerungsgewinn jedenfalls der Betrag
seines negativen Kapitalkontos zu erfassen, den er
nicht auffullen muss.

() Werden die einzelnen dem Betrieb gewidme-
ten Wirtschaftsguter im Rahmen der Aufgabe des
Betriebes verauBert, so sind die VerauBerungserlose
anzusetzen. Werden die Wirtschaftsguter nicht ver-
auBert, so ist der gemeine Wert im Zeitpunkt ihrer
Uberflihrung ins Privatvermégen anzusetzen. Bei
Aufgabe eines Betriebes, an dem mehrere Perso-
nen beteiligt waren, ist fur jeden einzelnen Beteilig-
ten der gemeine Wert jener Wirtschaftsguter anzu-
setzen, die er bei der Auseinandersetzung erhalten
hat.

(4) Der VerauBerungsgewinn ist nur insoweit
steuerpflichtig, als er bei der VerauBerung (Aufgabe)
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des ganzen Betriebes den Betrag von 7 300 Euro
und bei der VerauBerung (Aufgabe) eines Teilbetrie-
bes oder eines Anteiles am Betriebsvermogen den
entsprechenden Teil von 7 300 Euro Ubersteigt. Der
Freibetrag steht nicht zu,
wenn von der ProgressionsermaBigung nach
§ 37 Abs. 2 oder Abs. 3 Gebrauch gemacht wird,
wenn die VerauBerung unter § 37 Abs. 5 fallt
oder
wenn die Progressionsermasigung nach § 37
Abs. 7 ausgeschlossen ist.

(5) Die Einkommensteuer vom VerauBerungs-
gewinn wird im Ausmal der sonst entstehenden
Doppelbelastung der stillen Reserven auf Antrag er-
maBigt oder erlassen, wenn der Steuerpflichtige den
Betrieb oder Teilbetrieb oder den Anteil am Betriebs-
vermogen innerhalb der letzten drei Jahre vor der
VerauBerung (Aufgabe) erworben und infolge des
Erwerbes Erbschafts- oder Schenkungssteuer ent-
richtet hat.

(6) Wird der Betrieb aufgegeben und werden
aus diesem Anlass Gebaudeteile (Gebaude) ins
Privatvermégen Ubermommen, so unterbleibt auf
Antrag die Erfassung der darauf entfallenden stillen
Reserven. Voraussetzung ist, dass das Gebaude
bis zur Aufgabe des Betriebes der Hauptwohnsitz
des Steuerpflichtigen gewesen ist, auf das Gebau-
de keine stillen Reserven tbertragen worden sind
und einer der folgenden Falle vorliegt:

1. Der Steuerpflichtige ist gestorben und es wird
dadurch eine Betriebsaufgabe veranlasst.

2. Der Steuerpflichtige ist wegen korperlicher
oder geistiger Gebrechen in einem Ausmal
erwerbsunfahig, dass er nicht in der Lage ist,
seinen Betrieb fortzufihren oder die mit seiner
Stellung als Mitunternehmer verbundenen Auf-
gaben oder Verpflichtungen zu erflillen. Das Vor-
liegen dieser Voraussetzung ist auf Grundlage
eines vom Steuerpflichtigen beizubringenden
medizinischen Gutachtens eines allgemein beei-



deten und gerichtlich zertifizierten Sachverstandi-
gen zu beurteilen, es sei denn, es liegt eine
medizinische Beurteilung durch den fur den
Steuerpflichtigen zustandigen Sozialversiche-
rungstrager vor.

3. Der Steuerpflichtige hat das 60. Lebensjahr
vollendet und stellt seine Erwerbstatigkeit ein.
Eine Erwerbstatigkeit liegt nicht vor, wenn der
Gesamtumsatz aus den ausgelbten Tatigkeiten
22.000 Euro und die gesamten Einkinfte aus
den ausgeubten Tatigkeiten730 Euro im Kalen-
derjahr nicht Ubersteigen.

Wird das Gebaude (der Gebaudeteil) nach
Betriebsaufgabe durch den Steuerpflichtigen oder
einen unentgeltlichen Rechtsnachfolger zur Erzie-
lung von Einklinften verwendet, ist sein steuerlicher
Wertansatz um die unversteuerten stillen Reserven
zu kUrzen. Wird das Gebaude (der Gebaudeteil)
innerhalb von funf Jahren nach Aufgabe des
Betriebes durch den Steuerpflichtigen oder einen
unentgeltlichen Rechtsnachfolger verauBert, gilt
die VerauBerung als rickwirkendes Ereignis im
Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung,
das beim Steuerpflichtigen zur Erfassung der stil-
len Reserven hdchstens im Umfang der Bemes-
sungsgrundlage bei Betriebsaufgabe fuhrt. Die zu
erfassenden stillen Reserven sind als Aufgabege-
winn zu versteuern. Wurde das Gebaude (der
Gebaudeteil) vor der VerauBerung bereits zur
Erzielung von Einkinften verwendet, ist der steuer-
liche Wertansatz um die versteuerten stillen Reser-
ven wieder zu erhohen.

(7) Ein VerauBerungsgewinn ist nicht zu ermit-
teln, soweit das Umgriindungssteuergesetz eine
Buchwertfortflihrung vorsieht. Fallt die gesell-
schaftsvertragliche Ubertragung von (Teil-)Betrieben
oder Mitunternehmeranteilen nicht unter Art. IV oder
Art. V des Umgrindungssteuergesetzes, ist der Ver-
auBerungsgewinn auf den nach dem Umgrin-
dungssteuergesetz maBgeblichen Stichtag zu be-
ziehen.

§ 4. Gewinnermittlung
(10) Beim Wechsel der Gewinnermittlungsart
gilt Folgendes:
1. Es ist durch Zu- und Abschlage auszuschlie-
Ben, dass Veranderungen des Betriebsvermo-
gens (Betriebseinnahmen, Betriebsausgaben)
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nicht oder doppelt berlicksichtigt werden. Erge-
ben die Zu- und Abschlage einen Uberschuss
(Ubergangsgewinn), so ist dieser beim Gewinn
des ersten Gewinnermittlungszeitraumes nach
dem Wechsel zu berticksichtigen. Ergeben die
Zu- und Abschlage einen Verlust (Ubergangsver-
lust), so ist dieser, beginnend mit dem ersten
Gewinnermittiungszeitraum nach dem Wechsel,
zu je einem Siebentel in den néchsten sieben
Gewinnermittlungszeitraumen zu berticksichti-
gen. Bei VerauBerung oder Aufgabe des ganzen
Betriebes, eines Teilbetriebes oder eines Mitun-
ternehmeranteiles sind Ubergangsgewinne oder
(restliche) Ubergangsverluste beim Gewinn des
letzten Gewinnermittiungszeitraumes vor Verau-
Berung oder Aufgabe zu berticksichtigen.
2. Dartber hinaus ist durch Zu- oder Abschlage
und durch entsprechende Bilanzansatze sicher-
zustellen, dass sonstige Anderungen der Ge-
winnermittiungsgrundsatze (z.B. hinsichtlich der
unternehmensrechtlichen Grundséatze ordnungs-
maéBiger Buchfilhrung beim Ubergang von der
Gewinnermittiung gemaB § 4 Abs. 1 oder 3 auf
§ 5 oder hinsichtlich der Berticksichtigung von
Wertminderungen des Betriebsvermogens beim
Ubergang auf Buchfiihrung) mit dem Wechsel
der Gewinnermittlungsart berticksichtigt werden.
3.a) Beim Ubergang auf die Gewinnermittiung
gemaB § 5 ist der Grund und Boden steuer-
neutral auf den Teilwert im Zeitpunkt des
Wechsels auf- oder abzuwerten.
b) Beim Ubergang von der Gewinnermitt-
lungsart gemaB § 5 auf eine andere Gewinner-
mittlungsart sind die stillen Reserven des
Grund und Bodens und des gewillkirten
Betriebsvermogens aufzudecken und zu ver-
steuern. Aufgrund eines in der Steuererkla-
rung (Feststellungserklarung) gestellten Antra-
ges sind die stillen Reserven des zum notwen-
digen Betriebsvermogen gehérenden Grund
und Bodens aber einer Ricklage (bei Gewinn-
ermittiung gemaB § 4 Abs. 3 einem steuerfrei-
en Betrag) zuzufuhren, die (der) erst im Zeit-
punkt des Ausscheidens des Grund und
Bodens aus dem Betriebsvermdgen oder im
Zeitpunkt der VerauBerung oder Aufgabe des
Betriebes insoweit zu versteuern ist, als die
stillen Reserven in diesem Zeitpunkt noch vor-
handen sind.
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§ 29. Rentenbesteuerung
Sonstige Einkunfte sind nur:
1. Wiederkehrende Bezlge, soweit sie nicht zu
den Einktinften im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 1 bis
6 gehoren. Bezlge, die
freiwillig oder
an eine gesetzlich unterhaltsberechtigte
Person oder
als Leistung aus einer Pensionszusatzversi-
cherung (§ 108b) gewahrt werden, soweit flr
die Beitrage eine Pramie nach § 108a oder —
gegebenenfalls vor einer Verfligung im Sinne
des § 108i Z 3 — eine Pramie nach § 108g in
Anspruch genommen worden ist, oder es sich
um Beziige handelt, die aufgrund einer Uber-
weisung einer MV-Kasse (§ 17 BMVG oder
gleichartige 6sterreichische Rechtsvorschrif-
ten) geleistet werden
sind nicht steuerpflichtig. Werden die wiederkeh-
renden Bezlige als angemessene Gegenleis-
tung fur die Ubertragung von Wirtschaftsgiitern
geleistet, gilt Folgendes: Die wiederkehrenden
Bezlige sowie ganzliche oder teilweise Abfindun-
gen derselben sind nur insoweit steuerpflichtig,
als die Summe der vereinnahmten Betrage
(Renten, dauernde Lasten, ganzliche oder teil-
weise Abfindungen derselben sowie allféllige
Einmalzahlungen) den Wert der Gegenleistung
Ubersteigt. Besteht die Gegenleistung nicht in
Geld, ist als Gegenwert der kapitalisierte Wert
der wiederkehrenden Bezlige (§§ 15 und 16 des
Bewertungsgesetzes) zuztglich allfalliger Ein-
malzahlungen anzusetzen. Stellt ein aus Anlass
der Ubertragung eines Betriebes, Teilbetriebes
oder Mitunternehmeranteils vereinbarter wieder-
kehrender Bezug keine angemessene Gegen-
leistung fur die Ubertragung dar, sind die Renten
oder dauernden Lasten nur dann steuerpflichtig,
wenn
sie keine Betriebseinnahmen darstellen und
sie keine derart unangemessen hohen wieder-
kehrenden Bezuge darstellen, dass der
Zusammenhang zwischen Ubertragung und
Vereinbarung der wiederkehrenden Bezlige
wirtschaftlich bedeutungslos ist und damit
eine freiwillige Zuwendung (§ 20 Abs. 1 Z 4
erster Satz) vorliegt.
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§ 30. (1) Spekulationsgeschafte
1. VerauBerungsgeschafte, bei denen der Zeit-
raum zwischen Anschaffung und VerauBerung
betragt:
a) Bei Grundstlicken und anderen Rechten,
die den Vorschriften des burgerlichen Rechts
Uber Grundstticke unterliegen, nicht mehr als
zehn Jahre. Fur Grundstlcke, bei denen
innerhalb von zehn Jahren nach ihrer
Anschaffung Herstellungsaufwendungen in
Teilbetragen gemaR § 28 Abs. 3 abgesetzt
wurden, verlangert sich die Frist auf 15 Jahre.
b) Bei anderen Wirtschaftsgitern, insbeson-
dere bei Wertpapieren im Sinne des § 1 Abs.
1 des Depotgesetzes, bei sonstigen Beteili-
gungen und Forderungen, nicht mehr als ein
Jahr.
2. Termingeschafte einschlieBlich Differenzge-
schéafte, weiters innerhalb von einem Jahr abge-
wickelte Optionsgeschéfte einschlieBlich
geschriebene Optionen und Swaphandelsge-
schéfte.
3. VerauBerungsgeschéafte Uber zu einem
Betriebsvermogen gehérende Wirtschaftsguter
innerhalb der Frist der Z 1 lit. a oder lit. b, soweit
der Unterschiedsbetrag gemaB Abs. 4 nicht als
betriebliche Einklnfte zu erfassen ist.

Wurde das Wirtschaftsgut oder die rechtliche
Stellung aus einem Geschaft im Sinne der Z 2 un-
entgeltlich erworben, so ist auf den Anschaffungs-
zeitpunkt oder den Eroffnungszeitpunkt des Ge-
schaftes beim Rechtsvorganger abzustellen.

(2) Von der Besteuerung ausgenommen sind
die Einkiinfte aus der VerauBerung von:

1. Eigenheimen oder Eigentumswohnungen
samt Grund und Boden (§ 18 Abs. 1 Z 3 lit. b),
wenn sie dem VerauBerer seit der Anschaffung
(im Falle des unentgeltlichen Erwerbes unter
Lebenden seit dem unentgeltlichen Erwerb) und
mindestens seit zwei Jahren durchgehend als
Hauptwohnsitz gedient haben. Im Falle eines
Erwerbes von Todes wegen sind fur die Fristen-
berechnung die Besitzzeiten zusammenzurech-
nen. Im Falle eines unentgeltlichen Erwerbes
unter Lebenden gilt dies nur dann, wenn der
Erwerber und der Rechtsvorganger gemeinsam
seit der Anschaffung ununterbrochen die



Voraussetzung des Hauptwohnsitzes erflillen.
2. Selbst hergestellten Gebauden; Grund und
Boden ist jedoch abgesehen vom Fall der Z 1
nicht von der Besteuerung ausgenommen.

(3) Spekulationsgeschéfte liegen nicht vor:
1. Soweit die Einklnfte aus den VerauBerungs-
geschaften zu den Einktnften im Sinne des § 2
Abs. 3Z 1 bis 6 gehdren.
2. Wenn Wirtschaftsguter infolge eines behord-
lichen Eingriffs oder zur Vermeidung eines sol-
chen nachweisbar unmittelbar drohenden
Eingriffs verauBert werden.

(4) Als Einkunfte sind der Unterschiedsbetrag
zwischen dem VerauBerungserlos einerseits und
den Anschaffungskosten und den Werbungskosten
andererseits anzusetzen. Im Falle der VerauBerung
eines angeschafften Gebaudes sind die Anschaf-
fungskosten um Instandsetzungsaufwendungen
und Herstellungsaufwendungen insoweit zu erho-
hen, als sie nicht bei der Ermittlung auBerbetriebli-
cher Einkunfte zu bertcksichtigen sind. Sie sind um
Absetzungen fur Abnutzungen, soweit sie bei der
Ermittlung auBerbetrieblicher Einkiinfte abgezogen
worden sind, sowie um die im § 28 Abs. 6 genann-
ten steuerfreien Betrage zu vermindern. Wird unbe-
bauter Grund und Boden verauBert, so vermindern
sich die Einkunfte nach Ablauf von funf Jahren seit
seiner Anschaffung um jahrlich 10%. Die Einkinfte
aus Spekulationsgeschaften bleiben steuerfrei,
wenn die gesamten aus Spekulationsgeschéften er-
zielten EinkUnfte im Kalenderjahr hochstens 440
Euro betragen. Flhren die Spekulationsgeschéafte in
einem Kalenderjahr insgesamt zu einem Verlust, so
ist dieser nicht ausgleichsfahig (§ 2 Abs. 2).

(5) Bei Tauschvorgangen im Sinne des § 6 Z 14
ist der gemeine Wert anzusetzen.

(6) Die Anschaffungskosten von Freianteilen
sind nach § 6 Z 15 zu ermitteln. Als Anschaffungs-
zeitpunkt von Freianteilen gilt der Zeitpunkt der An-
schaffung der Altanteile.

(7) Die Einkommensteuer, die auf die VerauBe-
rung der Wirtschaftsguter entfallt, wird im AusmaB
der sonst entstehenden Doppelbelastung der Spe-
kulationseinkUnfte auf Antrag ermaBigt oder erlas-
sen, wenn der Steuerpflichtige infolge des Erwerbes
der Wirtschaftsguter Erbschafts- oder Schenkungs-
steuer entrichtet hat.
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§ 31. VerauBerung wesentlicher
Beteiligungen
(1) Zu den sonstigen Einkinften gehéren die Ein-
kinfte aus der VerauBerung eines Anteils an einer
Korperschaft, wenn der VerauBerer innerhalb der
letzten funf Jahre zu mindestens einem Prozent be-
teiligt war. Eine solche Beteiligung liegt auch dann
vor, wenn der VerauBerer mittelbar, zum Beispiel
durch Treuhander oder durch eine Kérperschatt, be-
teiligt war. Hat der VerauBerer Anteile unentgeltlich
erworben, tritt die Steuerpflicht auch dann ein, wenn
der VerauBerer zwar nicht selbst, aber der Rechts-
vorganger innerhalb der letzten finf Jahre zu min-
destens einem Prozent beteiligt war.
(2) Als VerauBerung gelten auch
1. der Untergang von Anteilen aufgrund der Auf-
|6sung (Liquidation) oder Beendigung einer Kor-
perschaft fur sdmtliche Beteiligte unabhangig
vom AusmaB ihrer Beteiligung und
2. Umstande, die zum Verlust des Besteue-
rungsrechtes der Republik Osterreich im Verhalt-
nis zu anderen Staaten hinsichtlich eines Antei-
les im Sinne des Abs. 1 flhren. Bei Wegzug
in einen Staat der Europaischen Union oder
in einen Staat des Europaischen Wirtschafts-
raumes, sofern eine umfassende Amts- und
Volistreckungshilfe mit der Republik Osterreich
besteht, ist aufgrund eines in der Steuererkla-
rung gestellten Antrages Uber die durch den
Wegzug entstandene Steuerschuld im Abga-
benbescheid nur abzusprechen, die Steuer-
schuld jedoch bis zur tatsachlichen VerauBe-
rung der Beteiligung nicht festzusetzen. Als
Wegzug gelten alle Umstande im Sinne des
ersten Satzes. Ein spaterer Wegzug
in einen Staat, der nicht der Européischen
Union angehort oder
in einen Staat des Europaischen Wirtschafts-
raumes, mit dem eine umfassende Amts- und
Volistreckungshilfe mit der Republik Osterreich
nicht besteht, gilt als VerauBerung. Die Verau-
Berung gilt als rickwirkendes Ereignis im
Sinne des § 295a der Bundesabgabenord-
nung.

Zwischen Wegzug und VerauBerung eingetrete-
ne Wertminderungen sind hochstens im Umfang
der Bemessungsgrundlage bei Wegzug zu
berlcksichtigen, soweit diese nicht in einem ande-
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ren Staat berlicksichtigt werden. § 205 der Bun-
desabgabenordnung ist nicht anzuwenden.

(3) Als Einkinfte sind der Unterschiedsbetrag

zwischen

dem VerauBerungserlos (Abs. 1) oder

dem Abwicklungsguthaben (Abs. 2 Z 1) oder

dem gemeinen Wert der Anteile (Abs. 2 Z 2)
einerseits und den Anschaffungskosten sowie
den Werbungskosten andererseits anzusetzen.
Im Falle des Eintritts in das Besteuerungsrecht
der Republik Osterreich im Verhéltnis zu anderen
Staaten gilt der gemeine Wert als Anschaffungs-
kosten. Erfolgt in den Fallen nicht festgesetzter
Steuerschuld im Sinne des Abs. 2 Z 2 oder auf-
grund einer Umgriindung im Sinne des Umgrin-
dungssteuergesetzes ein Wiedereintritt in das
Besteuerungsrecht der Republik Osterreich sind
die Anschaffungskosten vor Wegzug maBgeb-
lich. Die spatere VerauBerung gilt nicht als rtck-
wirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bun-
desabgabenordnung. Weist der Steuerpflichtige
nach, dass Wertsteigerungen im EU-/EWR-Raum
eingetreten sind, sind diese vom VerauBerungs-
erlés abzuziehen.

(4) Die Einkommensteuer, die auf die VerauBe-
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rung von Beteiligungen entfallt, wird im Ausmas der
sonst entstehenden Doppelbelastung dieser Ein-
kinfte auf Antrag ermaBigt oder erlassen, wenn der
Steuerpflichtige den verauBerten Anteil an der Kor-
perschaft innerhalb der letzten drei Jahre vor der
VerauBerung erworben und infolge des Erwerbes
Erbschafts- oder Schenkungssteuer entrichtet hat.

(5) Verluste aus der VerauBerung von Beteiligun-
gen sind nur mit Uberschiissen aus anderen Beteili-
gungsverauBerungen ausgleichsfahig (§ 2 Abs. 2).

(6) Die Abs. 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, so-
weit die verauBerte Beteiligung zu einem Betriebs-
vermogen gehort oder wenn es sich um ein Speku-
lationsgeschéft (§ 30) handelt.

(7) Bei Tauschvorgangen im Sinne des § 6 Z 14
ist der gemeine Wert der hingegebenen Anteile an-
zusetzen. FUr Freianteile aufgrund einer Kapitaler-
héhung aus Gesellschaftsmitteln gilt § 6 Z 15.

§ 37. Steuerbegiinstigungen

(1) Der Steuersatz ermaBigt sich fir Einkinfte auf-
grund von Beteiligungen (Abs. 4), auBerordentliche
EinkUnfte (Abs. 5), Einkiinfte aus besonderen Wald-
nutzungen (Abs. 6), soweit diese vorrangig den Ver-
lust aus anderen Holznutzungen und sodann einen
weiteren Verlust aus demselben forstwirtschaftli-



chen Betriebszweig, in dem die Einkiinfte aus be-
sonderer Waldnutzung angefallen sind, Uberstei-
gen, Einkunfte aus der Verwertung patentrechtlich
geschutzter Erfindungen (§ 38) auf die Halfte des
auf das gesamte Einkommen entfallenden Durch-
schnittssteuersatzes. Dies gilt nicht fur Einktnfte,
die durch eine gemaB Abs. 8 erlassene Verordnung
von der Besteuerung mit dem besonderen Steuer-
satz ausgenommen wurden.

(2) Uber Antrag sind nachstehende Einkiinfte,
beginnend mit dem Veranlagungsjahr, dem der Vor-
gang zuzurechnen ist, gleichmaBig verteilt auf drei
Jahre anzusetzen:

1. VerauBerungsgewinne im Sinne des § 24,
wenn seit der Eroffnung oder dem letzten ent-
geltlichen Erwerbsvorgang sieben Jahre ver-
strichen sind.

2. Entschédigungen im Sinne des § 32 Z 1,
wenn Uberdies im Falle der lit. a oder b der Zeit-
raum, fur den die Entschadigungen gewahrt
werden, mindestens sieben Jahre betragt.

3. Besondere Einkunfte im Sinne des § 28 Abs.
7, wenn seit dem ersten Jahr, fur das Herstel-
lungsaufwendungen gemas § 28 Abs. 3 in Teil-
betragen abgesetzt wurden, mindestens weitere
sechs Jahre verstrichen sind.

(3) Uber Antrag sind stille Reserven, die des-
wegen aufgedeckt werden, weil Wirtschaftsguter
durch behérdlichen Eingriff oder zur Vermeidung
eines solchen nachweisbar unmittelbar drohen-
den Eingriffs aus dem Betriebsvermégen aus-
scheiden, beginnend mit dem Veranlagungsjahr,
dem der Vorgang zuzurechnen ist, gleichmaBig
verteilt auf funf Jahre anzusetzen. Diese Bestim-
mung ist nicht anzuwenden, soweit stille Reserven
nach § 12 tbertragen oder einer Ubertragungs-
ricklage zugefuhrt werden.

(4) Einkunfte aufgrund von Beteiligungen sind

1. Beteiligungsertrage:
a) Gewinnanteile jeder Art aufgrund einer
Beteiligung an in- oder auslandischen Kapi-
talgesellschaften oder Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften in Form von Gesell-
schafts- und Genossenschaftsanteilen.
b) Ruckvergitungen von in- oder auslandi-
schen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften.
¢) Gewinnanteile jeder Art aufgrund einer
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Beteiligung an in- oder auslandischen Korper-
schaften in Form von GenuBrechten (§ 8 Abs.
3 Z 1 des Korperschaftsteuergesetzes 1988).
d) Gewinnanteile jeder Art aufgrund von Parti-
Zipationskapital im Sinne des Bankwesenge-
setzes und des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes.
e) Ruckzahlungen im Sinne des § 32 Z 3.
f) Zuwendungen jeder Art von Privatstiftun-
gen, sofern sie Einkunfte aus Kapitalvermo-
gen sind. Als Zuwendungen gelten auch Ein-
nahmen einschlieBlich sonstiger Vorteile, die
anlasslich der unentgeltiichen Ubertragung
eines Wirtschaftsgutes an die Privatstiftung
vom Empfanger der Zuwendung erzielt wer-
den.

2. Einklinfte aus BeteiligungsverauBerungen:
a) Gewinne aus der VerauBerung oder Ent-
nahme einer Beteiligung im Sinne der Z 1 und
aufgrund der Auflésung (Liquidation) oder
Beendigung der Korperschatt, an der die
Beteiligung im Sinne der Z 1 besteht, wenn
der Zeitraum zwischen Erwerb und der Betei-
ligungsverauBerung mehr als ein Jahr
betragt.
b) Einklnfte im Sinne des § 31 einschlieBlich
Einlagenrickzahlungen (§ 15 Abs. 4).

FUr Gewinne im Sinne der lit. a ermaBigt sich der
Steuersatz insoweit nicht, als auf die An-
schaffungskosten der Beteiligung stille Reserven
Ubertragen worden sind (§ 12 in der Fassung vor
dem Bundesgesetz BGBI. Nr. 201/1996) oder der
niedrigere Teilwert angesetzt worden ist.

(5) AuBerordentliche Einkunfte sind VerauBe-
rungs- und Ubergangsgewinne, wenn die Betriebs-
verauBerung oder -aufgabe aus folgenden Griin-
den erfolgt:

1. Der Steuerpflichtige ist gestorben und es wird
dadurch eine BetriebsverauBerung oder
Betriebsaufgabe veranlasst.

2. Der Steuerpflichtige ist wegen korperlicher
oder geistiger Gebrechen in einem AusmaR
erwerbsunfahig, dass er nicht in der Lage ist,
seinen Betrieb fortzuftihren oder die mit seiner
Stellung als Mitunternehmer verbundenen Auf-
gaben oder Verpflichtungen zu erflllen. Das
Vorliegen dieser Voraussetzung ist auf Grundla-
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ge eines vom Steuerpflichtigen beigebrachten
medizinischen Gutachtens eines allgemein
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachver-
standigen zu beurteilen, es sei denn, es liegt
eine medizinische Beurteilung durch den fur
den Steuerpflichtigen zustandigen Sozialversi-
cherungstrager vor.

3. Der Steuerpflichtige hat das 60. Lebensjahr
vollendet und stellt seine Erwerbstatigkeit ein.
Eine Erwerbstatigkeit liegt nicht vor, wenn der
Gesamtumsatz aus den ausgetbten Tatigkeiten
22.000 Euro und die gesamten Einktnfte aus
den ausgeUlbten Tatigkeiten 730 Euro im Kalen-
derjahr nicht Ubersteigen.

Fur VerauBerungsgewinne steht der ermaBigte
Steuersatz nur Uber Antrag und nur dann zu, wenn
seit der Eroffnung oder dem letzten entgeltlichen
Erwerbsvorgang sieben Jahre verstrichen sind.

(7) Die ProgressionsermaBigung nach Abs. 2,
Abs. 3 oder Abs. 5 steht nicht zu, wenn Einkunfte
nicht in einem Veranlagungszeitraum anfallen. Fur
EinkUnfte, die zum Teil mit dem festen Steuersatz
des § 67 versteuert werden, steht keine Progressi-
onsermaBigung zu.

1.2. KORPERSCHAFTSTEUER
§ 11. Zinsenabzug bei Erwerb von
Kapitalanteilen
(1) Bei der Gewinnermittlung gelten auch folgen-
de Aufwendungen als Betriebsausgaben im Sinne
des Einkommensteuergesetzes 1988:
Die Zinsen in Zusammenhang mit der Fremdfi-
nanzierung des Erwerbes von Kapitalanteilen
im Sinne des § 10, soweit sie zum Betriebsver-
mogen zahlen.

§ 12. Zinsenabzug bei VerauBerungs-
gewinnen

(2) Weiters durfen bei der Ermittlung der Einkinfte
die nicht unter § 11 Abs. 1 fallenden Aufwendun-
gen und Ausgaben, soweit sie mit nicht steuer-
pflichtigen (steuerneutralen) Vermdgensvermeh-
rungen und Einnahmen, mit Kapitalertragen im
Sinne des § 97 des Einkommensteuergesetzes
1988 oder mit Kapitalertragen im Sinne § 21

Abs. 3 in unmittelbarem wirtschaftlichem Zusam-
menhang stehen, nicht abgezogen werden.
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1.3. UMSATZSTEUER

§ 12. Vorsteuerabzug

(10) Andern sich bei einem Gegenstand, den der
Unternehmer in seinem Unternehmen als Anlage-
vermogen verwendet oder nutzt, in den auf das Jahr
der erstmaligen Verwendung folgenden vier Kalen-
derjahren die Verhaltnisse, die im Kalenderjahr der
erstmaligen Verwendung fur den Vorsteuerabzug
maBgebend waren (Abs. 3), so ist flr jedes Jahr der
Anderung ein Ausgleich durch eine Berichtigung
des Vorsteuerabzuges durchzufihren.

Dies gilt sinngemaB fur Vorsteuerbetrage, die auf
nachtragliche Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten, aktivierungspflichtige Aufwendungen oder bei
Gebauden auch auf Kosten von GroBreparaturen
entfallen, wobei der Berichtigungszeitraum vom Be-
ginn des Kalenderjahres an zu laufen beginnt, das
dem Jahr folgt, in dem die diesen Kosten und Auf-
wendungen zugrunde liegenden Leistungen im Zu-
sammenhang mit dem Anlagevermogen erstmals
in Verwendung genommen worden sind.

Bei Grundsticken im Sinne des § 2 des Grund-
erwerbsteuergesetzes 1987 (einschlieBlich der akti-
vierungspflichtigen Aufwendungen und der Kosten
von GroBreparaturen) tritt an die Stelle des Zeitrau-
mes von vier Kalenderjahren ein solcher von neun
Kalenderjahren.

Bei der Berichtigung, die jeweils flr das Jahr der
Anderung zu erfolgen hat, ist fiir jedes Jahr der An-
derung von einem Funftel, bei Grundstlicken (ein-
schlieBlich der aktivierungspflichtigen Aufwendun-
gen und der Kosten von GroBreparaturen) von ei-
nem Zehntel der gesamten auf den Gegenstand,
die Aufwendungen oder Kosten entfallenden Vor-
steuer auszugehen; im Falle der Lieferung ist die
Berichtigung fur den restlichen Berichtigungszeit-
raum spatestens in der letzten Voranmeldung des
Veranlagungszeitraumes vorzunehmen, in dem die
Lieferung erfolgte.

(10a) Abweichend von § 12 Abs. 10 dritter und
vierter Unterabsatz tritt bei Grundstlcken, die nicht
ausschlieBlich unternehmerischen Zwecken dienen
und bei denen hinsichtlich des nicht unternehme-
risch genutzten Teiles ein Vorsteuerabzug in An-
spruch genommen werden konnte, ein Zeitraum von
neunzehn Kalenderjahren und ein Berichtigungsbe-
trag von einem Zwanzigstel der Vorsteuern.

(11) Andern sich bei einem Gegenstand, den
der Unternehmer fUr sein Unternehmen hergestellt



oder erworben hat oder bei sonstigen Leistungen,
die fur sein Unternehmen ausgefuhrt worden sind,
die Voraussetzungen, die fur den Vorsteuerabzug
maBgebend waren (Abs. 3), so ist, sofern nicht Abs.
10 zur Anwendung gelangt, eine Berichtigung des
Vorsteuerabzuges fur den Veranlagungszeitraum
vorzunehmen, in dem die Anderung eingetreten ist.

(12) Die Bestimmungen der Abs. 10 und 11 gel-
ten sinngemaR auch fir Gegenstande, die nicht zu
einem Betriebsvermdgen gehdren.

(13) Eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges
nach Abs. 10 ist nicht durchzufthren, wenn die auf
den Gegenstand entfallende Vorsteuer 220 Euro
nicht Ubersteigt.

2.1. Erbschafts- und Schenkungssteuer (aufge-
hoben durch den VfGH fiir Erbschaften und
Schenkungen nach dem 31. Juli 2008. Auf das
bei Drucklegung in Begutachtung befindliche
Schenkungsmeldegesetz und das Stiftungs-
eingangssteuergesetz wird hingewiesen.)
§ 15a. Freibetrag bei Unternehmens-
tibertragung
(1) Erwerbe von Todes wegen und Schenkungen
unter Lebenden von Vermdgen gemaBl Abs. 2, so-
fern der Erwerber eine naturliche Person ist und der
Geschenkgeber das 55. Lebensjahr vollendet hat
oder wegen korperlicher oder geistiger Gebrechen
in einem Ausmal erwerbsunfahig ist, dass er nicht
in der Lage ist, seinen Betrieb fortzuftihren oder die
mit seiner Stellung als Gesellschafter verbundenen
Aufgaben oder Verpflichtungen zu erfllen, bleiben
nach MaB3gabe der Abs. 3 und 4 bis zu einem Wert
von 365 000 Euro (Freibetrag) steuerirei. Das Vorlie-
gen der Erwerbsunfahigkeit wegen korperlicher
oder geistiger Gebrechen ist auf Grundlage eines
vom Steuerpflichtigen beizubringenden medizini-
schen Gutachtens eines allgemein beeideten und
gerichtlich zertifizierten Sachverstandigen zu beur-
teilen, es sei denn, es liegt eine medizinische Beur-
teilung durch den fur den Steuerpflichtigen zustan-
digen Sozialversicherungstrager vor.
(2) Zum Vermodgen zahlen nur
1. inlandische Betriebe und inlandische Teilbe-
triebe, die der Einkunftserzielung gemas § 2
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Abs. 3 Z 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes
1988, in der jeweils geltenden Fassung, dienen;
2. Mitunternehmeranteile, das sind Anteile an
inlandischen Gesellschaften, bei denen die
Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen
sind, wenn der Erblasser oder Geschenkgeber
im Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld
mindestens zu einem Viertel unmittelbar am Ver-
mogen der Gesellschaft beteiligt ist;

3. Kapitalanteile, das sind Anteile an inlandi-
schen Kapitalgesellschaften, wenn der Erblasser
oder Geschenkgeber im Zeitpunkt des Entste-
hens der Steuerschuld mindestens zu einem
Viertel des gesamten Nennkapitals unmittelbar
beteiligt ist.

(3) Der Freibetrag (Freibetragsteil gemaB Abs. 4)
steht bei jedem Erwerb von Vermdgen geméas Abs.
2 zu, wenn Gegenstand der Zuwendung des Erb-
lassers (Geschenkgebers) ist

1. ein Anteil von mindestens einem Viertel des
Betriebes,

2. ein gesamter Teilbetrieb oder ein Anteil des
Teilbetriebes, vorausgesetzt der Wert des Teilbe-
triebes oder der Anteil desselben betragt min-
destens ein Viertel des gesamten Betriebes,

3. ein Mitunternehmeranteil oder ein Kapitalanteil
in dem im Abs. 2 Z 2 und 3 angeflhrten AusmaB.

(4) Der Freibetrag steht beim Erwerb
1. eines Anteiles eines Betriebes nur entspre-
chend dem Anteil des erworbenen Vermogens
zu;
2. eines Teilbetriebes oder eines Anteiles daran
nur in dem Verhaltnis zu, in dem der Wert des
Teilbetriebes (Anteil des Teilbetriebes) zum Wert
des gesamten Betriebes steht;
3. eines Mitunternehmeranteiles (Teil eines Mit-
unternehmeranteiles) oder Kapitalanteiles (Teil
eines Kapitalanteiles) nur in dem AusmaB zu, der
dem Ubertragenen Anteil am Vermogen der
Gesellschaft oder am Nennkapital der Gesell-
schaft entspricht;

Bei einem Erwerb durch mehrere Erwerber steht
jedem Erwerber unter BerUcksichtigung der Z 1 bis
3 der seinem Anteil am erworbenen Vermogen ent-
sprechende Teil des Freibetrages zu.

(5) Die Steuer ist nachzuerheben, wenn der Er-
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werber innerhalb von finf Jahren nach dem Erwerb
das zugewendete Vermogen oder wesentliche
Grundlagen davon entgeltlich oder unentgeltlich
Ubertragt, betriebsfremden Zwecken zufiihrt oder
wenn der Betrieb oder Teilbetrieb aufgegeben wird.
(6) Abs. 5 gilt nicht, wenn die Vermdgensubertra-
gung einen nach Abs. 1 bis 3 steuerbegunstigten Er-
werb darstellt oder das zugewendete Vermogen Ge-
genstand einer Umgrtindung nach dem Umgruin-
dungssteuergesetz, BGBI. Nr. 699/1991, in der je-
weils geltenden Fassung, ist, sofern fur das an seine
Stelle getretene Vermdgen kein im Abs. 5 angefuhr-
ter Grund fUr eine Nacherhebung der Steuer eintritt.
(7) Der Erwerber des begunstigten Vermdgens
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hat Umstande, die zur Nacher-
hebung der Steuer flhren, inner-
halb eines Monats nach ihnrem
Eintritt dem Finanzamt anzu-
zeigen.

2.2. UMSATZSTEUER
§ 3. Eigenverbrauch durch
Entnahme
(2) Einer Lieferung gegen Ent-
gelt gleichgestellt wird die Ent-
nahme eines Gegenstandes
durch einen Unternehmer aus
seinem Unternehmen
far Zwecke, die auBerhalb des
Unternehmens liegen,
fur den Bedarf seines Per-
sonals, sofern keine Aufmerk-
samkeiten vorliegen, oder
fUr jede andere unentgeltliche
Zuwendung, ausgenommen
Geschenke von geringem
Wert und Warenmuster flr
Zwecke des Unternehmens.
Eine Besteuerung erfolgt nur
dann, wenn der Gegenstand
oder seine Bestandteile zu ei-
nem vollen oder teilweisen Vor-
steuerabzug berechtigt haben.

§ 12. Vorsteuerweiterleitung

) (15) Erbringt ein Unternehmer
{4 aneinen anderen Unternehmer
fur dessen Unternehmen eine
Lieferung gemaR § 3 Abs. 2 oder eine sonstige
Leistung gemaB § 3a Abs. 1a, so st er berechtigt,
dem Empfanger der Lieferung oder sonstigen Leis-
tung den daflr geschuldeten Steuerbetrag geson-
dertin Rechnung zu stellen. Dieser in der Rechnung
gesondert ausgewiesene Betrag gilt fir den Emp-
fanger der Lieferung oder sonstigen Leistung als
eine fur eine entgeltliche steuerpflichtige Lieferung
oder sonstige Leistung gesondert in Rechnung
gestellte Steuer. Weist der Unternehmer in der
Rechnung einen Betrag aus, den er flr diesen
Umsatz nicht schuldet, so ist dieser Betrag wie eine
nach § 11 Abs. 12 aufgrund der Rechnung
geschuldete Steuer zu behandeln.



UNTERNEHMENSKAUF/-VERKAUF, UNTERNEHMENSUBERGABE

3.1. bei VerauBerung eines Betriebes, Teilbetriebes, Mitunternehmerschaftsanteils

VerauBerer

Nattrliche Person, Einzelunternehmen, Personengesellschaft
Grundsatzlich voller Steuersatz, auBer Beglinstigung kommt zum Tragen
Relevante
Bestimmung Begiinstigung Voraussetzungen
§ 24 Abs. 4 EStG Freibetrag bis Kein Antrag, Entstehung des Ver-
max. EUR 7.300,— auBerungsgewinnes in einem Jahr
§ 24 Abs. 5 ESIG ErmaBigung im Antrag, Erwerb Betrieb/Teilbetrieb/
Ausmal der Mitunternehmeranteil innerhalb der
Doppelbelastung letzten drei Jahre .
mit ErbSt und ESt

§24 Abs. 6 EStG

Befreiung der
stillen Reserven
aus Gebaude
(nur bei Betriebs-
aufgabe)

Antrag ,Hauptwohnsitzbefreiung”:
Betriebsaufgabe aufgrund Tod, Er-
werbsunfahigkeit oder Vollendung
des 60. Lebensjahres. VWGH-Er-
kenntnis v. 14.12.2006, 5/14/0038:
Hauptwohnsitzbegunstigung steht
auch fur Grund und Boden zu,
allerdings EStR Rz 5699
(Erkenntnis kommt Uber Anlassfall
hinaus keine Bedeutung zu).

§ 37 Abs. 2 ESG

Verteilung auf

Antrag, Mindestens sieben Jahre

3 Jahre seit Eroffnung/letztem entgeltli-
chem Erwerb, kein Freibetrag und
voller Steuersatz

§ 37 Abs. 5 EStG Halber Ein- Antrag, Betriebsaufgabe/-verauBe-
kommen- rung aufgrund Tod, Erwerbsun-
steuersatz fahigkeit oder Vollendung des

60. Lebensjahres und Einstellung
der Erwerbstatigkeit. Mindestens
sieben Jahre seit Eréffnung/letz-
tem entgeltlichem Erwerb, kein
Freibetrag. Einstellung der Er-
werbstatigkeit liegt nicht vor, wenn
Gesamtumsatz > EUR 22.000,—
oder Einktinfte > EUR 730,—

Kapitalgesell-
schaft

Volle Be-
steuerung

zum KoSt-Tarif
(25%)

Erwerber

Ansatz der WirtschaftsgUter mit den Teilwerten, bei Anlagevermogen Abschreibung tber
Restnutzungsdauer, ein verbleibender Restwert ist als Firmenwert Uber 15 Jahre abzuschreiben
(bei Freiberuflern auch kurzer); Fremdkapitalzinsenabzug fur Betriebs- und Mitunternehmer-

schaftsanteilskauf moglich

OGWT o2/2008
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3.2. bei VerauBerung eines Kapitalanteils

Nattirliche Person

Einzelunternehmer/
Personengesellschaft

Kapitalgesellschaft

Behaltedauer | § 30 EStG: Behaltedauer | Voller Steuer- | Auslandische | Steuerfrei
unter einem Speku- unter 1 Jahr satz Kapitalgesell- | aufgrund
Jahr lationsgewinn schaft (Beteili- | internationaler
voll steuer- gungsausmal | Schachtelbe-
pflichtig, wenn mind 10% und | freiung
Freigrenze Behaltedauer
von mind. ein
EUR 440,— Jahr)
Uberschritten
Relatives Ver-
lustaus-
gleichsverbot
5 § 31 EStG: Behaltedauer | § 37 Abs 1 Inlandische Voller Steuer-
o | Behaltedauer | VerauBerung Uber 1 Jahr und 4 Z?2a Kapitalgesell- | satzvon 25%
S | UbereinJahr | von bestimm- EStG: Halfte- | schaft oder KOSt
’g und Anteil ten Beteiligun- steuersatz auslandische
= | mind. 1% (Be- | gen § 37 Abs insoweit keine | Kapitalgesell-
teiligungsaus- | 1und4Z2a stillen Reser- | schaft und int.
mal innerhalb | EStG: Halfte- ven Ubertra- Schachtelbe-
der letzten steuersatz genund keine | gunstigung
funf (bzw. bei | relatives Teilwertab- nicht anwend-
Umgrin- Verlustaus- schreibung bar
dungen inner- | gleichsverbot durchgefuhrt
halb der letz- wurde
ten zehn Jah-
re) Uber-
gangsrege-
lung far Antei-
le, die vor
dem 1.1.1998
angeschafft
wurden
g Ansatz der Kapitalanteile zu Anschaffungskosten. Nachteil: keine Abschreibung eines Firmenwertes
© | oder der stillen Reserven (Abschreibung von bis zu 50% der Anschaffungskosten bei Einbeziehung in
uEJ eine Unternehmensgruppe); Abzug der Fremdkapitalzinsen bei § 10 KStG-Beteiligung

02/2008
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UNTERNEHMENSKAUF/-VERKAUF, UNTERNEHMENSUBERGABE

Kaufpreisrente AuBerbetriebliche Unterhaltsrente
Versorgungsrente
Wertverhaltnis 75-1256% Unter 75% oder Uber 200%
Versicherungsmathema- zwischen 125 und 200%
tischer Rentenbarwert
zuzuglich allfélliger Ein-
malbetrage zum Wert
des Betriebsvermogens
Entgeltlichkeit/ entgeltlich unentgeltlich unentgeltlich
Unentgeltlichkeit
Behandlung beim Ansatz als Anschaf- BuchwertfortfUhrung Buchwertfortfihrung
Rentenzahler fungskosten

(Betriebsnachfolger)

Rentenbarwert ist zu
passivieren, Renten-
zahlungen sind Be-
triebsausgabe, jahrliche
Verminderung des
Rentenbarwerts ist
Betriebseinnahme, bei
E/A-Rechner sind
Renten auf UV sofort
Betriebsausgabe, auf
AV erst ab Uberschreiten
des darauf entfallenden
Rentenbarwertes

Renten sind ab der
ersten Zahlung Sonder-
ausgabe

Renten sind nicht
abzugsfahig

Behandlung beim
Rentenempfanger
(Betriebstibergeber)

Steuerpflichtig, wenn
Rentenzahlungen
(zuztglich allfalliger
Einmalbetrage, Ent-
nahmegewinne etc.)
den Buchwert des
Ubertragenden
Betriebsvermogens
(zuztglich VerauBe-
rungskosten) uber-
steigen.

Renten sind ab der ers-
ten Rentenzahlung als
EinkUnfte nach § 29 Z 1
EStG (im auBerbetriebli-
chen Bereich) bzw. Be-
triebseinnahme (im be-
trieblichen Bereich) zu
erfassen.

Renten sind keine
steuerbaren Einnahmen.
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Nettofruchtgenuss

= Aufwendungen werden vom FruchtnieBer getragen

Bruttofruchtgenuss

= Aufwendungen werden vom Fruchtgenussbesteller getragen

Vorbehaltsfruchtgenuss

= Der Fruchtgenussbesteller Ubertragt das Eigentum an der Sache und
behalt sich das Fruchtgenussrecht vor.

Zuwendungsfruchtgenuss = Der Fruchtgenussbesteller bleibt Eigentimer und raumt einem Dritten

das Fruchtgenussrecht ein.

Vorbehaltsfruchtgenuss

Zuwendungsfruchtgenuss

Nettofruchtgenuss

Zurechnung der Einkunfte
beim FruchtnieBer (vormaligem
Eigentumer), AfA steht (bei ent-
geltlicher Weiterverrechnung)
dem Fruchtgenussbesteller
(nunmehrigem Eigentimer) zu.

Zurechnung der Einkulnfte beim
FruchtnieBer, wenn dieser unter-
nehmerisch tatig wird, AfA steht
(bei entgeltlicher Weiterverrech-
nung) Fruchtgenussbesteller
zu, da FruchtnieBer in der Regel
nicht wirtschaftlicher Eigen-
timer ist.

Bruttofruchtgenuss

Regelungen Uber Unterhalts-
und Versorgungsrenten sind
anzuwenden

Regelungen Uber Unterhalts-
und Versorgungsrenten sind
anzuwenden

Achtung: bei unentgeltlicher Einraumung des Fruchtgenussrechtes kann der Fruchtgenussbesteller die
AfA grundsatzlich steuerlich nicht geltend machen, da ihm keine Einnahmen zukommen. Leistet aber der
FruchtnieBer an den Besteller Zahlungen fur die Substanzabgeltung in Hohe der AfA, dann sind diese

Zahlungen beim FruchtnieBer abzugsfahig. Der Fruchtgenussbesteller erzielt Einnahmen in dieser Hohe,
denen aber die AfA als Ausgabe in gleicher Hohe gegenubersteht.
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DAS Nachschlagewerk im
Gebuhrenrecht vollig neu
Uberarbeitet!

\oran-

Gaier

kiuindigung

G e b G Erscheint Ende Mai 2008.

Geb, Ca. 500 Seiten. Ca. EUR 108~

Kommentar zum ISBN 978-3-214-04093-2
Geblhrengesetz 1957

4, Auflage

MAMNT W

Gaier

Kommentar zum Gebuhrengesetz 1957
4. Auflage

Welche Rechtsgeschafte unterliegen einer Geblhr? Was passiert bei nicht ordnungsgemaler

Entrichtung? Wie kann man Gebihren sparen?

Die Antworten darauf und Vieles mehr bietet lhnen dieses Werk:

» umfangreiche Kommentierung des GebG 1957 - inklusive Judikatur und Literatur

» Gebihrenrichtlinien und Erlasse des BMF — vom Autor kritisch beleuchtet

» zahlreiche Beispiele — mit gebiihrensparenden Losungsvorschligen

« gebuhrenrechtlich relevante Formulare und praktische Tabellen - zum sofortigen
Anwenden.

Rufen Sie uns an, wir beraten Sie gerne!

Tel: 01/531 61-100, Fax: 01/531 61-455, Z y
E-Mail an bestellengmanz.at M A N J
MANT st Virlage: und Univessitiabuchhandiung GrbH,

Kohbmarki 16, 1014 Wien FN 124 181w | HG Wien Qualitdt auf allen Seiten


Verwendete Acrobat Distiller 7.0.5 Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.1" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     QV Distiller Settings für Kunden PDF
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.3
     Komprimierung auf Objektebene: Aus
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 2400 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 146.835 Höhe: 208.347 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 96 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 96 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Mittel
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 96 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 96 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Mittel
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Aus
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: 4 Bit

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: None
     Farbmanagement: Alle Farben in sRGB konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Dot Gain 20%
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: Europe ISO Coated FOGRA27
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Nein
     Transferfunktionen: Entfernen
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Nein
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Ja (Grenzwert für Glättung: 0.1)
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Nein
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Nein
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de




